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Die Fakten der EU-Verfassung 
Eine Handreichung für die öffentliche Diskussion  

  

Wussten Sie, dass der Verfassungsentwurf für die EU 

• eine Aufrüstungsverpflichtung für die Mitgliedstaaten enthält?  

• eine Agentur für die Kontrolle und Umsetzung der Aufrüstung vorsieht?  

• nicht einmal eine Kontrolle der Außenpolitik des Ministerrats durch den europäischen 
Gerichtshof ermöglicht?  

Die EU-Verfassung soll den EU-Vertrag ersetzen, die bislang ungeschriebenen Grundrechte der 
Bürgerinnen und Bürger normieren und die EU zu einem hochgerüsteten Militärbündnis mit weitge-
henden Eingriffsrechten ausbauen.  
 
Neben der großen Idee einer politischen Einheit aller europäischen Staaten werden damit auch Ziele 
und Aufgaben festgeschrieben, die mit dem Grundgedanken unseres Grundgesetzes nicht vereinbar 
sind. Hierüber findet bewusst keine öffentliche Debatte statt!  
 
In Art.III-210 heißt es u. a. dass die vorgesehenen Missionen "Kampfeinsätze im Rahmen der 
Krisenbewältigung einschließlich Frieden schaffender Maßnahmen" umfassen. Derartige Vorhaben 
werden allein von dem EU-Ministerrat beschlossen. Friedensorientierte Kräfte, die in das EU-Parla-
ment gewählt werden können, haben auf die Entscheidung keinen Einfluss. Aufgrund der Verpflich-
tung jedes Mitgliedstaates, die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik aktiv und vorbehaltlos zu 
unterstützen und die Rechtsakte in diesem Bereich zu achten, wird eine Abstimmung in den jewei-
ligen nationalen Parlamenten zur Farce.  
 
Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt uns, dass die unmittelbare Bezugnahme auf den Terrorismus 
und die Einsatzmöglichkeiten innerhalb eines Drittstaates ein Instrumentarium ist, das leicht für ganz 
andere Machtinteressen benutzt werden kann. Der Angriff eines fremden Staates als völkerrechtliche 
Vorraussetzung für militärische Verteidigung ist dann nicht mehr notwendig. Eine Selbstmandatierung 
durch den EU-Ministerrat folgt dem schlechten Vorbild der US-Präventivkriegsstrategie und bedeutet 
den klaren Bruch des Völkerrechts.  
 
Um diese militärischen Möglichkeiten effektiv nutzen zu können, werden die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, "ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern" (Art.I-40 Abs.3). Zur Kontrolle 
wird zugleich eine Agentur für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeiten eingerichtet. Die 
Agentur soll auch untersuchen, inwieweit eine Stärkung der industriellen und technologischen 
Grundlage des Verteidigungssektors erreicht werden kann. Damit wird eine noch engere Zusam-
menarbeit mit der Rüstungsindustrie angestrebt. Es ist interessant, dass ähnliche Anstrengungen für 
den sozialen Bereich völlig fehlen.  
 
Da die militärischen Kapazitäten nicht in jedem Mitgliedstaat gleich stark sind, soll ferner eine so 
genannte "strukturierte Zusammenarbeit" derjenigen Staaten erfolgen, "die anspruchsvollere Kriterien 
in Bezug auf die militärischen Fähigkeiten" (Art. III-213). Es ist klar, dass damit der Weg zu einem 
"Kerneuropa" geöffnet ist. Dieser Kern entscheidet nämlich allein darüber, wer in den Kreis der 
"Privilegierten" aufgenommen wird.  
 
 
 



Verpasste (?) Chance - Fortsetzung der freien Marktwirtschaft  
 
Die EU-Mitgliedstaaten haben sich für die Beibehaltung einer freien und offenen Marktwirtschaft 
ausgesprochen. Die Werteverschiebung geht dabei eindeutig zu Lasten einer sozialen Absicherung. 
Die Solidargemeinschaft wie sie ihren Ausdruck in der sozialen Marktwirtschaft wenigstens 
ansatzweise findet, wird durch eine Individualisierung auf allen Ebenen beseitigt. Zwar nimmt die EU-
Verfassung wie bisher schon der EU-Vertrag Bezug auf die soziale Marktwirtschaft. Die Ausrichtung 
auf den offenen und freien Wettbewerb nimmt aber insgesamt einen weit größeren Raum ein. So soll 
die soziale Marktwirtschaft zusätzlich "in hohem Maße wettbewerbsfähig" sein. Heute zeigt sich in 
zahlreichen europäischen Staaten ein massiver Abbau sozialer Rechte gerade mit der Begründung 
eben dieser Wettbewerbsfähigkeit. Dies ist kein nationales Problem sondern die logische Folge des 
auf EU-Ebene bereits seit 1957 im EG-Vertrag vorgeschriebenen Weges umfassender Liberalisie-
rung. Zentrale Bedeutung erlangen hierbei die vier Grundfreiheiten:  
1. Warenverkehrsfreiheit 2. Dienstleistungsfreiheit 3. Niederlassungsfreiheit 4. Kapitalverkehrsfreiheit. 
  
Sie sind auch im EU-Verfassungsentwurf wichtigstes Element der Wirtschaftspolitik. Die aus dem EU-
Vertrag übernommenen Regelungen zur Wirtschaft werden durch folgende Neuerungen erweitert:  
• Die Eigentumsfreiheit soll ohne Sozialpflichtigkeit garantiert werden. Dies stellt eine Abwei-

chung zum Grundgesetz dar, das das Eigentum (auch von Produktionsmitteln) ausdrücklich 
einer sozialen Verpflichtung unterwirft.  

• Neu ist ferner der Schutz des geistigen Eigentums. Dies ist eine Umsetzung des umstrittenen 
TRIPS-Abkommens der WTO-Staaten. Diese Vereinbarung sieht vor, dass sich international 
führende Konzerne wie Monsanto Patente auf lebenswichtige Lebensmittel wie Reis und Saat-
gut aber auch Technologien eintragen lassen können und dadurch den Menschen vor allem in 
der Dritten Welt die Chance zur eigenen Entwicklung nehmen. Denn nach der Übereinkunft ist 
die Herstellung von Nachahmerprodukten für zwanzig Jahre verboten. Auch werden sich künftig 
Medikamente für die armen Länder enorm verteuern, da Patente gerade im pharmazeutischen 
Sektor angestrebt werden. Die EU passt sich dieser Veränderung widerspruchslos an.  

• Es wird ein Grundrecht auf unternehmerische Freiheit gewährt. Ein Recht auf Arbeit, wie es 
bereits die Weimarer Reichsverfassung beinhaltete, ist nicht vorgesehen.  

• Erschreckend ist ferner, dass der EURATOM-Vertrag, der die Kernenergie als "eine unent-
behrliche Hilfsquelle für die Entwicklung und Belebung der Wirtschaft und für den friedlichen 
Fortschritt" ansieht, weiter volle Gültigkeit haben soll. Hinzu kommt, dass die EU erstmals im 
Energie-Bereich eine eigene Kompetenz zur Gesetzgebung erhalten soll und so maßgeblich 
Einfluss auf nationale Energievorstellungen nehmen kann. Es ist zu befürchten, dass erneuer-
bare Energien vor dem Hintergrund des EURATOM-Vertrages hinter die Kernenergie zurück-
treten müssen.  

Abschließend bleibt festzustellen, dass die EU-Mitgliedstaaten ihre Wirtschaftspolitik, die die Schere 
zwischen arm und reich immer weiter öffnet, unverändert forcieren. 
  
Noch besteht die Möglichkeit, durch Protest von unten Druck auf die Regierungen aufzubauen, um 
dieser Politik Einhalt zu gebieten. Alle Bürgerinnen und Bürger der EU sind hierzu aufgefordert. 
 

Beteiligen Sie sich an der Abstimmung über den EU-Verfassungsentwurf. 
Stimmen Sie mit den Stimmzetteln hier am Stand ab. 

 
 

 
Auch Frieden kostet Geld –  
Die Aktionen der Friedensbewegung werden durch Spenden finanziert.  
Stichwort: „EU-Verfassung“ - Sonderkonto Willi van Ooyen  Kto.-Nr.: 322955-
606,  Postbank Frankfurt (BLZ 500 100 60)  
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